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Ungleiche Partner.� Die USA zeigen wenig Respekt vor der Souveränität der Schweiz im Steuerstreit. Finanzministerin 
Eveline Widmer-Schlumpf beim Besuch des amerikanischen Justizministers Eric Holder im April 2012. � Foto Keystone

«Gier der Politiker nach 
immer mehr Steuer­
geldern scheint über 
dem Recht zu stehen.»

«Die Schweiz ist eine löbliche Ausnahme»
Der Ökonom Daniel J. Mitchell sieht die USA auf dem Weg in die Schuldenfalle und preist die Schweiz als Vorbild

Von Hansjörg Müller, Washington

Der amerikanische Wirtschaftswissen-
schaftler Daniel J. Mitchell ist leitendes 
Mitglied des Cato-Institutes, einer liber-
tären, parteiunabhängigen Denkfabrik 
in Washington. Aufsätze von ihm sind 
unter anderem im «Wall Street Journal» 
und der «New York Times» erschienen; 
regelmässig tritt er bei grossen Fernseh
sendern wie CBS, CNN und Fox auf. Der 
54-Jährige ist ein überzeugter Befür-
worter des Einheitssteuersatzes (Flat 
Tax) und des Steuerwettbewerbs. Im 
Steuerstreit zwischen der Schweiz und 
den USA gehört er zu den wort
gewaltigsten Fürsprechern der Eid
genossenschaft in Amerika. 

BaZ: Herr Mitchell, Sie haben soge-
nannte Steueroasen wie die Schweiz 
in  der amerikanischen Öffentlichkeit 
immer wieder verteidigt. Warum?

Daniel J. Mitchell: 
Wir brauchen den 
Druck durch Steuer-
oasen als Diszipli-
nierungsinstrument 
für unsere eigene 
Regierung. Gibt es 
nämlich keinen 
Steuerwettbewerb, 

geben Regierungen zu viel aus und 
erheben zu hohe Steuern. Wohin dies 
auf längere Sicht führt, sehen wir der-
zeit in Italien und Griechenland. 

Gegenüber den USA hat die Schweiz ihr 
Bankgeheimnis praktisch schon aufge-
geben …

Die Schweiz war grossem Druck aus-
gesetzt, und die amerikanischen Be-
hörden verhielten sich grob unfair: Es 
gab schwere Drohungen, sowohl ge-
gen Schweizer Banken als auch gegen 
deren Mitarbeiter. Dabei wurde die 
Souveränität der Schweiz in keiner 
Weise respektiert. Die Gier der Politi-
ker nach immer mehr Steuergeldern 
scheint heute über dem Recht zu 
stehen. Ich fand dieses Vorgehen 
ekelhaft: Amerika hat die Schweiz 
schlechter behandelt als Nordkorea. 
Leider hat Bern nachgegeben. Sicher, 
es ist nicht einfach, sich als kleines 
Land auf der internationalen Bühne 
zu behaupten, aber man kann eine 
solche Situation auch als Heraus
forderung betrachten. 

Von der Existenz der Steueroasen pro­
fitierten nur die Reichen, heisst es vor 
allem von linker Seite. 

Ein fundamentales Missverständnis: 
Wird die Regierung zu einer modera-
ten Steuer- und Ausgabenpolitik ge-
zwungen, hilft das der Primarlehrerin 
in Pennsylvania genauso wie einem 
schwerreichen Unternehmer. Der ein-
zige Grund für die Konflikte zwischen 

der Schweiz und den Hochsteuer
ländern ist denn auch deren schlech-
te Politik. Anstatt die Schweiz zu 
zwingen, ihre Politik zu ändern, soll-
ten wir Amerikaner lieber schauen, 
was bei uns falsch läuft. 

Und was läuft in Amerika falsch?
Dass wir uns immer mehr den euro-
päischen Wohlfahrtsstaaten annä-
hern, wodurch die Zukunft unseres 
Staatshaushalts immer düsterer aus-
sieht. Schuld daran ist eine in weiten 
Teilen der Bevölkerung verbreitete, 
unverantwortliche Anspruchshal-
tung. Die Ausgaben der Regierung 
umfassen in den USA 40 Prozent des 

Bruttoinlandprodukts (BIP). Im Ver-
gleich mit den meisten europäischen 
Ländern, deren Staatsquote deutlich 
über 50 Prozent des BIP liegt, stehen 
wir damit immer noch gut da, doch 
der Trend geht in die falsche Rich-
tung. Die Schweiz ist in Europa eine 
löbliche Ausnahme. Ihre Staatsquote 
liegt bei nur 35 Prozent. 

Warum macht es die Schweiz besser? 
Vor allem hat sich die Schweiz ihren 
Föderalismus bewahrt. Während in 
den USA mittlerweile 70 Prozent aller 
steuerpolitischen Entscheide in Wa-
shington gefällt werden, hängt in der 
Schweiz noch immer der weitaus 
grössere Teil der Steuerbelastung 
davon ab, in welchem Kanton und in 
welcher Gemeinde man lebt.

Das heisst, einen Steuerwettbewerb wie 
in der Schweiz gibt es in den USA heute 
nicht mehr? 

Es gibt ihn schon noch: Kalifornien 
zum Beispiel erhebt eine Einkom-

menssteuer von etwa zehn  Prozent, 
das benachbarte Nevada erhebt dage-
gen gar keine. In Tennessee zahlen 
Unternehmen wesentlich weniger 
Steuern als in New York. Doch die 
Entwicklung geht auch hier in die 
falsche Richtung. Bereits heute be-
zahlt jeder Amerikaner 35  Prozent 
seines Einkommens an die Bundesre-
gierung, ganz egal in welchem Teil 
des Landes er lebt. 

Was sollte der nächste Präsident  – 
abgesehen von Steuersenkungen – tun, 
um Amerika auf die Beine zu helfen? 

Vor allem sollte er die Schweizer 
Schuldenbremse kopieren. Das wäre 
der beste Weg, die Staatsausgaben zu 
senken. In der Schweiz hat die Schul-
denbremse dazu geführt, dass die 
Staatsausgaben weniger stark wach-
sen als die Inflation. De facto gibt der 
Staat also jedes Jahr weniger Geld aus. 

Setzen Sie Ihre Hoffnungen auf Mitt 
Romney?

Nein! Mit ihm würde sich nichts 
ändern. Schon George W. Bush gab 
zu viel Geld aus, und alles, was 
Obama bisher getan hat, war, Bushs 
Politik fortzusetzen. Was wir heute 
bräuchten, sind Politiker vom Format 
eines Ronald Reagan oder einer Mar-
garet Thatcher. Doch in der diesjähri-
gen Wahl stehen sich zwei Kandida-
ten gegenüber, die für ungehemmtes 
Ausgabenwachstum stehen: Als Gou-
verneur von Massachusetts hat Rom-
ney eine Gesundheitsreform durch-
gesetzt, die zur Blaupause für diejeni-
ge Obamas wurde. Und deren Folge 
wird sein, dass wir künftig im Ge-
sundheitswesen noch weniger Wett-
bewerb haben werden als in den 
meisten europäischen Ländern. In 
der Schweiz spielt der Staat zwar eine 
grosse Rolle, indem er jeden anhält, 
sich zu versichern, aber immerhin 
gibt es noch Wettbewerb zwischen 
den Krankenkassen. 

War die Gesundheitsreform Obamas 
grösster Fehler?

Ja, das war sie, und sein zweiter gros-
ser Fehler war das, wofür man ihn 
heute am lautesten feiert: die angebli-
che Rettung der Autoindustrie. Der 
Staat gibt Privatunternehmen Geld. 
Das ist nichts anderes als Vetternwirt-
schaft. Schauen Sie sich Argentinien 
an: Nach dem Zweiten Weltkrieg ge-
hörte das Land zu den reichsten der 
Welt, aber dann ging es einen Weg, 
den ich als Wirtschaftsfaschismus be-
zeichne: Nominell gibt es zwar Pri-
vateigentum, doch am Ende übt die 
Regierung die Kontrolle aus. Der 
Staat bestimmt, wer Aufträge und 
Konzessionen erhält. Das ist kein frei-
er Markt mehr. In einem freien Markt 
spielen persönliche Beziehungen zur 
Regierung keine Rolle. 

Angesichts hoher Arbeitslosenzahlen 
sollte die Wirtschaft eigentlich das 
bestimmende Wahlkampfthema sein. 
Warum nur vermag Romney davon nicht 
zu profitieren?

Zum einen hat Obama das Gros der 
amerikanischen Medien auf seiner 
Seite. Gewiss, es ist sicher nicht so, 
dass CBS oder die «New York Times» 
lügen würden, aber sie wählen doch 
sehr selektiv aus, worüber sie berich-
ten und worüber nicht. Abgesehen 
davon ist Obama ein wesentlich be-
gabterer Politiker als Romney, der un-
fähig ist, eine griffige politische Bot-
schaft zu vermitteln. Im Gegensatz zu 
Ronald Reagan glaubt Romney an 
nichts. Er will Präsident werden, um 
seinen Lebenslauf abzurunden. Im 
Grunde ist er wie einer dieser Schü-
ler, die unbedingt Klassensprecher 
werden wollen, um dem eigenen Ego 
zu schmeicheln. 
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